
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Die hochangesehene Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht sieht sich

am 1. Oktober 2016 zu einem mahnenden Appell veranlasst und spricht von ei-
nem drohenden „Kahlschlag“. Die Vorsitzende des Deutschen Familiengerichs-
tages nennt es zynisch eine „wunderbare Idee“ und die Neue Juristische Wochen-
schrift widmet der Thematik in diesem Jahr gleich zwei Editorials. Um was geht es?
Nach den Plänen der Justizministerkonferenz soll wohl das Familienrecht künftig
nicht mehr zu dem sogenannten Pflichtstoff für die juristischen Staatsexamina ge-
hören. In der universitären Ausbildung der Juristen würde dieses Rechtsgebiet da-
mit auf ein reines „Überblicksfach“ reduziert werden. Dies hätte zur Folge, dass
das Kindschaftsrecht, welches in der Rechtswissenschaft ohnehin kaum Beachtung
findet, an den deutschen Universitäten mittel- und langfristig gänzlich verschwin-
den würde, denn gelehrt, gelernt und gefördert werden erfahrungsgemäß nur die-
jenigen Bereiche, die zum Pflichtfachkanon gehören. Allen genannten Aktivitäten
ist also die Sorge um die Qualität der juristischen Ausbildung für die (später) im
Familienrecht tätigen Juristen einerseits und letztlich auch des familienrichterlichen
Handelns andererseits gemein.
Bereits vor mehr als fünf Jahren wurde an dieser Stelle auf die Folgen einer Unter-
schätzung der Bedeutung des Kindschaftsrechts hingewiesen: „So bleibt es ein bis-
lang sowohl von der Rechtspolitik als auch von den Justizbehörden im Wesentli-
chen ungelöstes Problem, dass die vom Gesetz aufgestellten Anforderungen für
die Aufnahme einer Tätigkeit als Richter auf dem Gebiet des Familienrechts nicht
hinreichen. Das Gesetz verlangt bislang lediglich die Befähigung zum Richteramt,
mithin zwei juristische Staatsexamina, sowie (mindestens) eine einjährige Tätig-
keit als Richter auf Probe. Dies alleine genügt in der Regel nicht, um allen Anfor-
derungen gerecht zu werden, die an eine familienrichterliche Tätigkeit gestellt
werden. Hauptursächlich hierfür ist die geringe Bedeutung des Kindschaftsrechts
und seiner angrenzenden Disziplinen in der Ausbildung der jungen JuristInnen. Es
ist dringend ein Umdenken und eine Abkehr von dem Irrtum erforderlich, dass ein
Richter alleine auf Grund seiner juristischen Ausbildung auch im Kindschaftsrecht
per se hinreichend qualifiziert ist. Ein ausschließliches „learning by doing“ verbie-
tet sich in diesem sensiblen Tätigkeitsfeld. Ohne Verpflichtung zur Teilnahme an
Einführungs- und Fortbildungsveranstaltungen zum Kindschaftsrecht bleibt daher
zweifelhaft, ob wirklich alle Möglichkeiten ausgeschöpft sind, um die notwendi-
gen Qualitätsstandards in diesem hochsensiblen und verantwortungsvollen Be-
reich in der Breite auf Dauer zu gewährleisten.“
Wird die Rechtspolitik das Vorhaben der Justizministerkonferenz vor diesem Hin-
tergrund wirklich umsetzen? Oder wird die Entwicklung – wie es zu hoffen ist –
in eine ganz andere Richtung gehen? Die Wissenschaftliche Vereinigung für Fa-
milienrecht spricht sich sehr überzeugend für eine Stärkung des Familienrechts
in der universitären Ausbildung aus. Dass auch die Rechtspolitik vernünftigen
Argumenten zu dieser Thematik zugänglich ist, zeigt sich nicht zuletzt in der
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages vom
6. Juli 2016: Hier wird eine Erhöhung der Eingangsvoraussetzungen für eine Tä-
tigkeit als Familienrichter ebenso für erforderlich erachtet wie eine gesetzliche
Fortbildungsverpflichtung. Erscheint dieser Ansatz nicht wesentlich überzeugen-
der? Gehört hierzu nicht denknotwendig, schon bei der juristischen Ausbildung
anzusetzen? Regional wird dies – auf Grund persönlichen Engagements – bereits
umgesetzt. So wird in Frankfurt im Rahmen eines Modellprojekts eine interdiszip-
linäre Vorlesungsreihe zum Kinderschutz angeboten, an welcher unter anderem
auch Studierende der Rechtswissenschaft teilnehmen können. Wir werden Ihnen
das dahinterstehende Konzept alsbald näher vorstellen.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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